NRW-Wissenschaftsminister Pinkwart stellt Konzept zum Ausbau des Stipendiensystems vor – Antrag in Ministerrunde

Der nordrhein-westfälische Wissenschaftsminister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (FDP) wird in der kommenden Woche einen Antrag zum Ausbau des deutschen Stipendiensystems in die Wissenschaftsministerrunde von Bund und Ländern einbringen. Das Konzept sieht vor, den Anteil der Stipendiaten bundesweit von derzeit gut zwei Prozent auf zehn Prozent zu steigern. Hierzu soll sowohl das Büchergeld von derzeit 80€ erhöht als auch die Bedarfsberechnungen unabhängig vom Vermögen und Verdienst der Eltern gestaltet werden. Laut Berechungen des Wissenschaftsministeriums in NRW könnte für die Stipendiaten am Ende ein Pauschalbetrag von 300€ stehen. Dies wäre verglichen mit den heutigen Zahlen eine signifikante Besserstellung für die Studenten. Die anfallenden Kosten der Neuregelung beziffert Pinkwart auf 400 Mio. €. Das Geld soll paritätisch von Seiten der Arbeitgeber und des Bundes beziehungsweise der Länder kommen. Bund und Länder wiederum würden die 200 Mio. € wie bereits heute beim BAföG im Verhältnis von 65% (Bund) zu 35% (Länder) aufteilen. 

Unterstützung erhielt der Antrag bereits von Seiten der Deutschen Arbeitgeber, welche sich an der Finanzierung beteiligen möchten und von der Studienstiftung des Deutschen Volkes, welche seit langem für einen Ausbau des Stipendiensystems wirbt. 

Ministerin Stange torpediert studentische Interessen – Rücktritt unumgänglich

Die sächsische Wissenschaftsministerin Eva-Maria Stange hat sich ablehnend zu den Plänen des nordrhein-westfälischen Wissenschaftsministers Andreas Pinkwart geäußert, den Anteil der Stipendiaten mittelfristig von zwei auf zehn Prozent zu erhöhen. Stange warf ihrem Kollegen vor, mit dem Ausbau des Stipendiensystems lediglich die entstandenen finanziellen Belastungen durch Studiengebühren in einigen Bundesländern mildern zu wollen. Was Frau Stange nicht sagt ist, dass das FDP-Wahlprogramm seit Jahren einen Passus enthält, welcher die Einführung von Studiengebühren bei einem gleichzeitigen Ausbau des Stipendiensystems fordert. Genau dies möchte Andreas Pinkwart jetzt umsetzen. 

Der LHG-Vorsitzende Ronny Staude bezeichnete die Äußerungen der Wissenschaftsministerin als „studierendenfeindliche und realitätsfremde Polemik. Frau Stange hat einmal mehr gezeigt, dass sie notwendige Reformen in der Hochschulpolitik weiter behindert. Die sächsischen Hochschulen leiden darunter, da sie im Wettbewerb mit anderen Hochschulen sowohl innerhalb als auch außerhalb Deutschlands immer stärker ins Hintertreffen geraten.“ Das SPD-geführte Wissenschaftsministerium trägt hierfür die alleinige Schuld. 

Die sächsischen Hochschulen brauchen endlich Autonomie in Personal- und Finanzfragen. Die Gängelei eines Ministeriums ist einer modernen Hochschullandschaft unwürdig. „Leidtragende sind letztlich die zukünftigen Absolventen, wenn Professorenstellen zum Beispiel nicht rechtzeitig besetzt werden können, weil es der Zustimmung eines Ministeriums bedarf. Außerdem wird es immer schwieriger, renommierte Forscher und Lehrkräfte nach Sachsen zu holen. Aufgrund der tariflichen Regelungen ist es für sie lukrativer, in der Wirtschaft oder an anderen Hochschulstandorten zu arbeiten“, so Staude abschließend.

